
 
 

Änderung der MBO mit Begründung und Textsynopse 
 
Die Musterbauordnung (Fassung November 2002) wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 25 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 25 
Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen 

 
(1) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine natürliche oder juristische Person als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse (§ 19 Abs. 

2), 
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestätigung der Überein-

stimmung (§ 23 Abs. 2), 
3. Zertifizierungsstelle (§ 24 Abs. 1), 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 24 Abs. 2), 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 17 Abs. 6 oder 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17 Abs. 5 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten nach ihrer Ausbildung, Fachkennt-
nis, persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewähr 
dafür bieten, dass diese Aufgaben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechend 
wahrgenommen werden, und wenn sie über die erforderlichen Vorrichtungen verfügen. 
2Satz 1 ist entsprechend auf Behörden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigne-
ten Fachkräften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet sind. 
 
(2) 1Die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen anderer Län-
der gilt auch im Land ..... . 2Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsergebnisse von Stel-
len, die nach Art. 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie von einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften oder von einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum anerkannt worden sind, stehen den Er-
gebnissen der in Abs. 1 genannten Stellen gleich. 3Dies gilt auch für Prüf-, Zertifizie-
rungs- und Überwachungsergebnisse von Stellen anderer Staaten, wenn sie in einem 
Art. 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie entsprechenden Verfahren anerkannt worden 
sind. 
 
(3) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde erkennt auf Antrag eine natürliche oder juristische 
Person oder eine Behörde als Stelle nach Art. 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie an, 
wenn in dem in Art. 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie vorgesehenen Verfahren nach-
gewiesen ist, dass die natürliche oder juristische Person oder die Behörde die Voraus-
setzungen erfüllt, nach den Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Gemeinschaften oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum zu prüfen, zu zertifizieren oder zu überwachen. 2Dies gilt auch für 
die Anerkennung von natürlichen oder juristischen Personen oder von Behörden, die 
nach den Vorschriften eines anderen Staates zu prüfen, zu zertifizieren oder zu überwa-
chen beabsichtigen, wenn der erforderliche Nachweis in einem Art. 16 Abs. 2 der Bau-
produktenrichtlinie entsprechenden Verfahren geführt wird.“ 



2.  § 65 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 65 
Bauvorlageberechtigung 

 
(1) 1Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und Änderung von Gebäuden 
müssen von einem Entwurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist. 
2Dies gilt nicht für 
1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als nach Abs. 

2 verfasst werden, und 
2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben. 
 
(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer  
1. die Berufsbezeichnung „Architekt“ führen darf, 
2. in die von der Ingenieurkammer*) geführte Liste der Bauvorlageberechtigten eingetra-

gen ist; Eintragungen anderer Länder gelten auch im Land …*), 
3. die Berufsbezeichnung „Innenarchitekt“ führen darf, für die mit der Berufsaufgabe des 

Innenarchitekten verbundenen baulichen Änderungen von Gebäuden oder 
4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Ar-

chitektur, Hochbau, oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens zwei 
Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist 
und Bediensteter einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist, für die dienstli-
che Tätigkeit. 

 
(3) 1In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf Antrag von der Ingenieurkammer*) ein-
zutragen, wer  
1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung 

Hochbau (Art. 49 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
ABl. L 255 vom 30.09.2005, S. 22) oder des Bauingenieurwesens nachweist und 

2.  danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäuden 
praktisch tätig gewesen ist. 

2Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen beizufügen. 3Die Ingeni-
eurkammer*) bestätigt unverzüglich den Eingang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls 
mit, welche Unterlagen fehlen. 4Die Eingangsbestätigung muss folgende Angaben enthal-
ten: 
1. die in Satz 5 genannte Frist, 
2. die verfügbaren Rechtsbehelfe, 
3. die Erklärung, dass der Antrag als genehmigt gilt, wenn über ihn nicht rechtzeitig ent-

schieden wird und 
4.  im Fall der Nachforderung von Unterlagen die Mitteilung, dass die Frist nach Satz 5 

erst beginnt, wenn die Unterlagen vollständig sind. 
5Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterla-
gen zu entscheiden; die Ingenieurkammer*) kann die Frist gegenüber dem Antragsteller 
einmal um bis zu zwei Monate verlängern. 6Die Fristverlängerung und deren Ende sind 
ausreichend zu begründen und dem Antragsteller vor Ablauf der ursprünglichen Frist mit-
zuteilen. 7Der Antrag gilt als genehmigt, wenn über ihn nicht innerhalb der nach Satz 5 
maßgeblichen Frist entschieden worden ist.  
 
(4) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, sind ohne Eintragung in die Liste nach Abs. 2 Nr. 2 
bauvorlageberechtigt, wenn sie 
1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und  
2. dafür dem Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vergleichbare Anforderungen erfüllen mussten.  



2Sie haben das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlageberechtigter vorher der Ingenieur-
kammer*) anzuzeigen und dabei  
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

oder einem nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat 
rechtmäßig als Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind und ihnen die Ausübung 
dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vo-
rübergehend, untersagt ist, und  

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer Niederlassung für die Tätigkeit als 
Bauvorlageberechtigter mindestens die Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 
2 erfüllen mussten, 

vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu führen. 3Die Ingenieurkammer *) hat auf An-
trag zu bestätigen, dass die Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das Tätigwerden als 
Bauvorlageberechtigter untersagen und die Eintragung in dem Verzeichnis nach Satz 2 
löschen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. 
 
(5) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, ohne im Sinne des Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 vergleichbar zu 
sein, sind bauvorlageberechtigt, wenn ihnen die Ingenieurkammer*) bescheinigt hat, dass 
sie die Anforderungen des Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 erfüllen; sie sind in einem Verzeich-
nis zu führen. 2Die Bescheinigung wird auf Antrag erteilt. 3Abs. 3 Satz 2 bis 7 ist entspre-
chend anzuwenden. 
 
(6) 1Anzeigen und Bescheinigungen nach den Abs. 4 und 5 sind nicht erforderlich, wenn 
bereits in einem anderen Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt 
wurde; eine weitere Eintragung in die von der Ingenieurkammer*) geführten Verzeichnisse 
erfolgt nicht. 2Verfahren nach den Abs. 3 bis 5 können über die einheitliche Stelle im Sin-
ne des § 71 a …*) (Landes-VwVfG) abgewickelt werden.“ 

 
 
3. § 66 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

„(2) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, 
muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person mit einem berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Architektur, Hochbau oder des 
Bauingenieurwesens mit einer mindestens dreijährigen Berufserfahrung in der Trag-
werksplanung erstellt sein, der unter Beachtung des § 65 Abs. 3 Satz 2 bis 7 in einer von 
…*) zu führenden Liste eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder gelten auch im 
Land …*). 2Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnachweis von einem 
Tragwerksplaner nach Satz 1 erstellt werden. 3Bei Bauvorhaben der Gebäudeklasse 4, 
ausgenommen Sonderbauten sowie Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung 
nach § 85 Abs. 1 Nr. 3, muss der Brandschutznachweis erstellt sein von 
1. einem für das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, der die erforderlichen Kennt-

nisse des Brandschutzes nachgewiesen hat, 
2. einem [Prüfingenieur/Prüfsachverständigen]*) für Brandschutz, 
der unter Beachtung des § 65 Abs. 3 Satz 2 bis 7 in einer von …*) zu führenden Liste 
eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder gelten auch im Land …*). 4Auch bei ande-
ren Bauvorhaben darf der Brandschutznachweis von einem Brandschutzplaner nach 
Satz 3 erstellt werden. 5Für Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichge-
stellten Staat zur Erstellung von Standsicherheits- oder Brandschutznachweisen nieder-
gelassen sind, gilt § 65 Abs. 4 bis 6 mit der Maßgabe entsprechend, dass die Anzeige 
bzw. der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung bei der nach Satz 1 oder Satz 3 zu-
ständigen Stelle einzureichen ist.“ 



 
 
 
4.  § 87 erhält folgende Fassung 
 

„§ 87 
Inkrafttreten, Übergangsvorschriften 

 
(1) 1Dieses Gesetz tritt am … in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten die Vorschriften 
über die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 
(2) Solange § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf Lan-
desrecht verweist, gilt insoweit § 2 Abs. 4 dieses Gesetzes in seiner bisherigen Fassung 
fort. 2In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 gelten Geschosse, die über min-
destens 2/3 ihrer Grundfläche eine für Aufenthaltsräume in solchen Gebäuden erforderli-
che lichte Höhe haben, als Vollgeschosse. 
 
(3) Anerkennungen von Stellen als Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen nach 
bisherigem Recht gelten bis zum 31.12.2012.“ 
 
 

------------------------------------------------------- 
…*) nach Landesrecht 
 
 
 
 
 

Begründung 
 
 
A. Allgemeines 
 
Zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Dienstleistungsrichtlinie) 
sind Änderungen der MBO 2002 erforderlich. Die vorgeschlagenen Änderungen beschrän-
ken sich auf das Notwendige. Die Vorschriften der MBO unterfallen ohnehin nur zum Teil 
dem Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie. Auf „Baunormen“ und sogenannte 
„Jedermann-Vorschriften“ findet die Dienstleistungsrichtlinie nach ihrem Erwägungsgrund 9 
keine Anwendung. Zur Abgrenzung der „dienstleistungsbezogenen“ von den „Jedermann-
Anforderungen“ kann auf die mit dem BMWi vorgenommene Abstimmung zurückgegriffen 
werden: 
 

„Da die Richtlinie nur für speziell dienstleistungsbezogene Anforderungen gelten soll, 
sind „Jedermann-Anforderungen“, d.h. solche, die nicht die Aufnahme oder Aus-
übung einer Dienstleistung als solche regeln oder betreffen, sondern von 
Dienstleistern bei Aufnahme oder Ausübung ihrer Wirtschaftstätigkeit in gleicher 
Weise wie von Privatleuten zu beachten sind, nicht zu prüfen. 
 
Zum Beispiel für den Bereich des öffentliche Baurechts bedeutet dies, dass in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie solche Vorschriften des öffentlichen Baurechts fal-
len, die die Aufnahme oder Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten durch Personen 
oder Stellen regeln (z.B. Planungs-, Entwurfs-, Prüf-, Überwachungs- und Zertifizie-
rungstätigkeiten) und die die Aufnahme oder Ausübung solcher Tätigkeiten von An-



erkennungsvoraussetzungen, Anerkennungsverfahren oder Anforderungen an Per-
sonen oder Stellen abhängig machen.  
 
Vorschriften des öffentlichen Baurechts wie Regelungen, die grundstücks- und ge-
bäudebezogen die bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit eines Bau-
vorhabens oder die Verwendung von Bauprodukten regeln, sind ‚Jedermann-
Anforderungen’, es sei denn, dass sie die Aufnahme oder Ausübung einer Dienstleis-
tung als solche regeln oder betreffen.“ 

 
Zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie sind folgende Vorschriften der MBO zu ändern:  
§ 25 Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen 
§ 65 Bauvorlageberechtigung 
§ 66 Bautechnische Nachweise 
§ 87 Inkrafttreten, Übergangsvorschriften 
 
 
B. Zu den Bestimmungen im Einzelnen 
 
1. Zu § 25  
 
§ 25 Abs. 1 MBO regelt, welche Funktionen Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen 
ausüben und unter welchen Voraussetzungen die Anerkennung als PÜZ-Stelle erfolgen 
kann.  
 
Die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit nach dem EG-Vertrag wird nur natürlichen 
und juristischen Personen gewährt. Die Änderungen in § 25 Abs. 1 und Abs. 3 (sowie die 
Folgeänderungen in § 1 Abs. 1 Satz 1 PÜZAVO) dienen der Angleichung an diesen Sprach-
gebrauch. Künftig können nur noch „natürliche und juristische Personen“ als PÜZ-Stelle an-
erkannt werden.  
 
Die gesonderte Erwähnung von Überwachungsgemeinschaften und Stellen wird gestrichen. 
Die ursprünglich rechtlich nicht selbständigen Überwachungsgemeinschaften sind mittlerwei-
le als juristische Personen, in der Regel als eingetragene Vereine, organisiert.  
 
Die in Kapitel IV (Dienstleistungsfreiheit) RL 2006/123/EG vorgesehenen Bestimmungen 
gelten für den Fall, dass ein Dienstleistungserbringer keine Niederlassung in dem Mitglied-
staat einrichtet, in dem er die Dienstleistung erbringen will. Übertragen auf die PÜZ-Stellen 
betrifft dies die Fälle, in denen im EU-Ausland ansässige PÜZ-Stellen ohne Niederlassung in 
Deutschland Tätigkeiten im Rahmen der nach den Landesbauordnungen vorgesehenen Ver-
fahren anbieten wollen. Diese Konstellation wird derzeit noch durch das in Art. 16 Abs. 2 der 
Bauproduktenrichtlinie vorgesehene Sonderverfahren erfasst1. Damit liegt eine Bestimmung 
eines anderen Gemeinschaftsrechtsakts mit spezifischen Aspekten im Sinne von Art. 3 Abs. 
1 Satz 1 RL 2006/123/EG vor, die insoweit vorrangig zur Anwendung kommt.  
 
2. Zu § 65 
 
a) Ausgangslage und Problembeschreibung 
 
Zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie müssen für Personen aus anderen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften 
gleichgestellten Staat (im Folgenden Mitgliedstaaten) die Regelungen über die Bauvorlage-
berechtigung der Ingenieure so verändert werden, dass u. a. Mehrfachprüfungen entbehrlich 

                                                 
1 Nach derzeitiger Kenntnis soll Art. 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie aufgehoben werden, was zu einer weiteren Änderung der 
MPÜZAVO führen wird, bei der Anpassungen für das bisherige Sonderverfahren vorgenommen werden müssen. 



sind. Daneben enthält die Dienstleistungsrichtlinie Anforderungen an das Verfahren, von 
dem ein Mitgliedstaat die Aufnahme einer Dienstleistungserbringung abhängig machen will. 
 
Die Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 
22), geändert durch die Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. EU 
Nr. L 363 S. 141), erfordert keine besonderen Regelungen, da es sich bei der Tätigkeit als 
Bauvorlageberechtigter nicht um einen Beruf i. S. der Berufsanerkennungsrichtlinie handelt. 
Ein Beruf in diesem Sinn liegt vor, wenn es eine zielgerichtete Ausbildung für eine bestimmte 
Berufsausübung/ein bestimmtes Berufsbild gibt, die gegebenenfalls noch durch eine be-
stimmte Praxiserfahrung oder praktische Ausbildung ergänzt wird. Das Studium der Architek-
ten und der Bauingenieure ist jedoch nicht speziell auf die Erstellung von Bauvorlagen aus-
gerichtet, sondern hat eine andere Zielrichtung. 
 
Bauvorlageberechtigte müssen wegen ihrer hohen Verantwortung ausreichend qualifiziert 
sein. Die Bauvorlageberechtigung soll daher wie bisher davon abhängig sein, dass ein er-
folgreiches Studium bestimmter Fachrichtungen und eine Berufserfahrung auf den Gebieten, 
die für die Bauvorlageberechtigung von Bedeutung sind, nachgewiesen werden.  
 
Nach der Richtlinie 2005/36/EG vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (Berufsqualifikationsanerkennungsrichtlinie) dürfen Personen, die in einem 
Mitgliedstaat die Berufsbezeichnung Architekt führen dürfen, diese auch in Deutschland füh-
ren und sind den deutschen Architekten – auch hinsichtlich der Bauvorlageberechtigung – 
gleich gestellt. Da für die Bauvorlageberechtigung der Architekten die Berechtigung zur Füh-
rung der Berufsbezeichnung in einem Land reicht und die Voraussetzungen zum Führen der 
Berufsbezeichnung im Musterarchitektengesetz abschließend geregelt sind, sind zusätzliche 
Regelungen in der MBO entbehrlich. 
 
Weiter ist ein (erneuter) Nachweis der Eignung als Bauvorlageberechtigter bei Personen 
entbehrlich, die in anderen Mitgliedstaaten Bauvorlagen erstellen und einreichen dürfen und 
dort mindestens vergleichbare Anforderungen nachweisen mussten. Diese Personen haben 
das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlageberechtigter lediglich anzuzeigen und dabei 
nachzuweisen, dass sie in dem anderen Staat bereits vergleichbare Anforderungen erfüllen 
mussten. 
 
Personen, die in anderen Mitgliedstaaten zwar bauvorlageberechtigt sind, hierzu aber gerin-
gere Anforderungen erfüllen mussten, sind bauvorlageberechtigt, wenn sie tatsächlich die in 
§ 65 MBO vorgesehenen Anforderungen erfüllen. Diese Personen müssen ebenfalls das 
erstmalige Tätigwerden unter Vorlage der entsprechenden Unterlagen anzeigen, dürfen aber 
erst tätig werden, wenn die zuständige Stelle ihnen bestätigt hat, dass sie die Anforderungen 
der Bauvorlageberechtigung erfüllen. Zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie werden für 
dieses Verfahren bestimmte Regelungen getroffen werden, die u. a. sicherstellen, dass in-
nerhalb vorhersehbarer Fristen entschieden wird.  
 
 
b) Zu den Vorschriften im Einzelnen  
 
Zu Abs. 1: 
 
Abs. 1 regelt, für welche Bauvorhaben eine Bauvorlageberechtigung erforderlich ist. 
 
Nach Satz 1 ist wie bisher die Bauvorlageberechtigung nur bei der Errichtung von nicht ver-
fahrensfreien Gebäuden erforderlich. Satz 2 entspricht ohne inhaltliche Änderung dem bishe-
rigen Abs. 3, nach dem bei bestimmten Bauvorlagen auf die Bauvorlageberechtigung ver-
zichtet wird. 



Zu Abs. 2: 
 
Abs. 2 enthält die persönlichen Voraussetzungen der Bauvorlageberechtigung. 
 
Nrn. 1, 3 und 4 entsprechen ohne inhaltliche Änderung § 65 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 MBO 2002. 
Die uneingeschränkte Bauvorlageberechtigung der Architekten und die eingeschränkte Bau-
vorlageberechtigung der Innenarchitekten sind nur davon abhängig, dass die betreffenden 
Personen in einem Land die Berufsbezeichnung führen dürfen. Bedienstete einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts sind für ihre dienstliche Tätigkeit auch ohne Eintragung in die 
Liste der Bauvorlageberechtigten bauvorlageberechtigt, wenn sie die Voraussetzungen der 
Eintragung erfüllen. 
 
In Nr. 2 wird bestimmt, dass Eintragungen in die Liste der Bauvorlageberechtigten eines 
Landes auch in anderen Ländern gelten, ohne dass eine neue Eintragung oder Anzeige er-
forderlich wird. Die Regelung ist zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie erforderlich, 
nach der Berechtigungen der Dienstleistungserbringung grundsätzlich im gesamten Mit-
gliedsstaat gelten müssen. 
 
Zu Abs. 3: 
 
Wie bisher wird das Vorliegen der Voraussetzungen der Bauvorlageberechtigung vor einer 
entsprechenden Tätigkeit geprüft. Da das Eintragungsverfahren grundsätzlich auch Perso-
nen aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder nach dem Recht der Europä-
ischen Gemeinschaften gleichgestellten Staaten offensteht – auch wenn diese nach den 
Abs. 4 und 5 als Bauvorlageberechtigte tätig werden könnten, muss es entsprechend den 
Anforderungen der Dienstleistungsrichtlinie geregelt werden. Die danach erforderlichen Er-
leichterungen sollen auch inländischen Antragstellern zugute kommen. 
 
Die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten setzt nach Satz 1 einen Antrag vor-
aus. Die Voraussetzungen der Eintragung regeln die Nrn. 1 und 2. 
 
Die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten setzt nach Nummer 1 einen berufs-
qualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Hochbau oder des 
Bauingenieurwesens voraus. Berufsqualifizierend ist ein Hochschulabschluss, der mindes-
tens den Anforderungen des Artikels 11 Buchstabe d der Berufsqualifikationsanerkennungs-
richtlinie entspricht. Die Eintragungsvoraussetzung eines Hochschulabschlusses eines Stu-
diums der Fachrichtung Hochbau erfasst nicht Absolventen eines Studiums der Architektur 
mit der Fachrichtung Hochbau; alle Studiengänge der Architektur werden vielmehr bereits 
von der insoweit spezielleren Regelung des Absatzes 2 Nummer 1 erfasst. Ferner handelt es 
sich bei dem Studium der Fachrichtung Hochbau nicht um ein Studium des Bauingenieurwe-
sens; diese zweite Alternative der vorliegenden Regelung geht der Eintragungsvorausset-
zung eines Hochschulabschlusses eines Studiums der Fachrichtung Hochbau ebenfalls als 
speziellere Regelung vor. Die Eintragungsvoraussetzung eines Hochschulabschlusses eines 
Studiums der Fachrichtung Hochbau erfasst damit mithin ausschließlich Studiengänge, die 
weder solche der Architektur – welcher Fachrichtung auch immer – noch solche des Bauin-
genieurwesens sind. Solche Studiengänge der Fachrichtung Hochbau werden derzeit an 
deutschen Hochschulen nicht angeboten. Die Regelung dient insoweit der Besitzstandswah-
rung für Absolventen früher bestehender Studiengänge, deren Befähigung zur Bauvorlage-
berechtigung bislang unstreitig gewesen ist, dies stellt die Bezugnahme auf Art. 49 Abs. 1 
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. L 255 vom 30.09.2005, S. 22 
klar. Die Anknüpfung an einen berufsqualifizierenden Abschluss eines Studiums des Bauin-
genieurwesens stellt sicher, dass unabhängig von den in den Ländern unterschiedlichen 
Fassungen der Ingenieurgesetze und deren mögliche künftige Entwicklungen im Hinblick auf 
das Auslaufen der Diplomstudiengänge einheitliche Qualifikationsanforderungen für den bau-



vorlageberechtigten Bauingenieur gelten, die namentlich auch für die Umsetzung der Dienst-
leistungsrichtlinie unerlässlich sind. 
 
Nach Nr. 2 ist wie bisher eine zweijährige Berufspraxis ausreichend. Allerdings wird verlangt, 
dass diese Berufserfahrung auf dem Gebiet der Gebäudeplanung erworben wurde, da sons-
tige Tätigkeiten im Berufsbild von Bauingenieuren (Ausschreibungen vorbereiten, Bauleitung 
usw.) zwar für eine umfassende Berufsfertigkeit erforderlich, für die Fertigung von Bauvorla-
gen aber ohne Bedeutung sind. Streng genommen endet die Verantwortung des Bauvorla-
geberechtigten mit Erteilung der Baugenehmigung bzw. der Vorlage der Unterlagen im Ge-
nehmigungsfreistellungsverfahren. Alle sich daran anschließenden Tätigkeiten haben mit der 
Fertigung von Bauvorlagen nichts mehr zu tun und werden im Hinblick auf sicherheitsrele-
vante Gesichtspunkte oder die Beachtung bauaufsichtlicher Anforderungen erforderlichen-
falls über andere Regelungen der MBO erfasst. 
 
Dem Antrag auf Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten sind nach Satz 2 die zur 
Beurteilung erforderlichen Unterlagen beizufügen. 
 
Das Erfordernis der in Satz 3 geregelten Eingangsbestätigung und der damit verbundenen 
Unterrichtung über noch fehlende Unterlagen ergibt sich aus der Dienstleistungsrichtlinie. 
Dabei kann zunächst nur eine überschlägige Überprüfung der Vollständigkeit der Unterlagen 
erfolgen. Ergibt sich im weiteren Verfahren, dass entgegen des ersten Anscheins noch Un-
terlagen fehlen, ist deren Nachforderung gleichwohl zulässig. 
 
Satz 4 regelt die Angaben, die die Eingangsbestätigung enthalten muss. Diese Inhalte erge-
ben sich aus Art. 13 Abs. 5 der Dienstleistungsrichtlinie. 
 
Nach Art. 13 Abs. 3 der Dienstleistungsrichtlinie muss der Antrag binnen einer vorab festge-
legten und bekannt gemachten angemessenen Frist bearbeitet werden.  
 
Die in Satz 5 genannte Frist von drei Monaten ist angemessen, da die Prüfung der Anforde-
rungen des Satzes 1 regelmäßig durch einen Eintragungsausschuss erfolgt, der aufgrund 
des damit verbundenen Aufwands vernünftigerweise erst einberufen wird, wenn eine ausrei-
chende Zahl von zu entscheidenden Anträgen vorliegt. Die mögliche Verlängerung der Bear-
beitungsfrist um maximal zwei Monate soll im Einzelfall denkbaren besonderen Schwierigkei-
ten der Sach- und Rechtslage Rechnung tragen. Da diese nicht hinreichend klar vorherge-
sehen werden können, werden keine konkreten Verlängerungsgründe bestimmt. Dies ist 
auch entbehrlich, da im Verwaltungsrecht ohnehin der allgemeine Beschleunigungsgrund-
satz gilt (vgl. § 10 Satz 2 VwVfG). Eine Fristverlängerung ist nur einmal möglich unabhängig 
davon, ob durch die Verlängerung die mögliche Höchstdauer der Bearbeitung von fünf Mo-
naten erreicht wird. 
 
Satz 6 bestimmt, dass sowohl die Verlängerung der Frist als auch der Verlängerungszeit-
raum ausreichend zu begründen sind. Diese Begründungserfordernisse ergeben sich eben-
so aus Art. 13 Abs. 3 der Dienstleistungsrichtlinie wie die Verpflichtung, die Fristverlängerung 
vor Ablauf der ursprünglichen Frist mitzuteilen. 
 
Die in Satz 7 geregelte Genehmigungsfiktion dient der Umsetzung des Art. 13 Abs. 4 Satz 1 
der Dienstleistungsrichtlinie. Von der Möglichkeit des Art. 13 Abs. 4 Satz 2 der Dienstleis-
tungsrichtlinie, eine andere Regelung vorzusehen, wird kein Gebrauch gemacht. Da eine 
aufgrund dieser Fiktion vorgenommene unberechtigte Eintragung einer Person nach dem § 
48 VwVfG entsprechenden Landesrecht zurückgenommen werden könnte, besteht nicht der 
erforderliche zwingende Grund des Allgemeininteresses einschließlich eines berechtigten 
Interesses eines Dritten, von der Fiktionswirkung abzusehen. 
 
Zu Abs. 4: 
 



Abs. 4 betrifft die Bauvorlageberechtigung von Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat 
bauvorlageberechtigt sind und dafür dem Abs. 3 Satz 1 vergleichbare Anforderungen erfüllen 
mussten. Dabei wird nicht unterschieden, ob die Personen eine Niederlassung gründen oder 
die Dienstleistung nur vorübergehend ohne feste Infrastruktur erbringen wollen. 
 
Nach Satz 1 sind diese Personen ohne Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten 
bauvorlageberechtigt. Voraussetzung ist, dass sie bisher in einem anderen Mitgliedstaat zur 
Erstellung und Einreichung von Bauvorlagen bei der zuständigen Behörde niedergelassen 
sind und dafür mindestens die gleichen Studienabschlüsse und die gleiche Berufserfahrung 
haben mussten.  
 
Nach Satz 2 ist die erstmalige Einreichung von Bauvorlagen vorher der Ingenieurkammer 
anzuzeigen. Der Anzeige sind Nachweise beizufügen, die es der Ingenieurkammer ermögli-
chen, die Voraussetzungen der Bauvorlageberechtigung zu überprüfen. Die Personen, die 
das beabsichtige Einreichen von Bauvorlagen angezeigt haben, sind nachrichtlich in einem 
von der Liste der Bauvorlageberechtigten getrennten Verzeichnis zu führen. Auf diese Weise 
ist insbesondere für Bauherren und Bauaufsichtsbehörden ohne Weiteres erkennbar, dass 
die jeweilige Person die formalen Anforderungen zur Tätigkeit als Bauvorlageberechtigter 
erfüllt hat. Eine über den Nachweis der erfolgten Anzeige hinausgehende Bedeutung hat die 
Eintragung in das Verzeichnis nicht. Insbesondere hängt davon nicht die Bauvorlageberech-
tigung ab. Die Regelung ist insgesamt § 2 Abs. 1 bis 3 MArchG nachgebildet. 
 
Unmittelbar nach Einreichung der Anzeige nach Satz 2 dürfen von der anzeigenden Person 
gefertigte Bauvorlagen eingereicht werden. Eine Prüfung oder Genehmigung durch die Inge-
nieurkammer ist nicht erforderlich. Auf Antrag des Dienstleistungserbringers hat sie diesem 
zu bestätigen, dass er die nach Satz 2 erforderliche Anzeige vorgenommen hat. Dadurch 
können Nachfragen von Auftraggebern oder Bauaufsichtsbehörden vermieden werden. Stellt 
die Ingenieurkammer aufgrund einer stichprobenartigen Kontrolle oder aus sonstigen Grün-
den fest, dass die Voraussetzungen des Satzes 1 tatsächlich nicht erfüllt sind, kann sie nach 
Satz 3 die Tätigkeit als Bauvorlageberechtigter untersagen und die Eintragung in das Ver-
zeichnis nach Satz 2 löschen.  
 
Zu Abs. 5: 
 
Abs. 5 betrifft Personen, die in anderen Mitgliedstaaten bauvorlageberechtigt sind, nach den 
in dem anderen Staat geltenden Vorschriften zwar geringere Anforderungen erfüllen muss-
ten, tatsächlich aber die Anforderungen des Abs. 2 Nr. 2 erfüllen. Auch hier wird nicht unter-
scheiden, ob die Personen eine Niederlassung gründen oder die Dienstleistung nur vorüber-
gehend ohne feste Infrastruktur erbringen wollen.  
 
Nach Satz 1 sind diese Personen erst bauvorlageberechtigt, wenn ihnen die Ingenieurkam-
mer bescheinigt, dass sie tatsächlich die Anforderungen des Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 er-
füllen. 
 
Diese Bescheinigung wird nach Satz 2 auf Antrag ausgestellt.  
 
Nach Satz 3 sind auf das Verfahren zur Ausstellung der Bescheinigung die für die Eintra-
gung in die Liste der Bauvorlageberechtigten geltenden Bestimmungen des Abs. 3 entspre-
chend anwendbar. 
 
Das Erfordernis einer Anzeige mit Wartepflicht auch für Dienstleister, die in Deutschland kei-
ne Niederlassung gründen wollen, widerspricht nicht Art. 16 Abs. 2 Buchst. b der Dienstleis-
tungsrichtlinie, da die Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 3 vorliegen. Insbesondere bei dem 
Genehmigungsfreistellungsverfahren unterliegenden Vorhaben erfolgt keinerlei präventive 
Prüfung der eingereichten Unterlagen. Die damit verbundenen Risiken für die in Art. 16 Abs. 
3 der Dienstleistungsrichtlinie genannten Schutzgüter sind nur vertretbar, wenn zumindest 



die Qualifikation der Ersteller der Bauvorlagen präventiv geprüft wird. Die vorgesehenen An-
forderungen und das zu beachtende Verfahren verstoßen nicht gegen die in Art. 16 Abs. 1 
der Dienstleistungsrichtlinie genannten Grundsätze, da für Dienstleister keine höheren An-
forderungen als für Inländer gelten, die Anforderungen auch von Dienstleistern erfüllt werden 
können sowie zur Gefahrenabwehr erforderlich und geeignet sind. Ein milderes Mittel ist un-
ter Berücksichtigung des weitgehenden Verzichts auf die Überprüfung der erbrachten Leis-
tung in einem Baugenehmigungsverfahren nicht vorhanden. 
 
Zu Abs. 6: 
 
Nach Art. 10 Abs. 3 und 4 der Dienstleistungsrichtlinie müssen gegebenenfalls erforderliche 
Genehmigungen die Dienstleistungserbringung im gesamten Hoheitsgebiet des jeweiligen 
Staates erlauben. Mehrfache Anzeigen oder Genehmigungen dürfen nicht verlangt werden. 
Daher sieht Satz 1 vor, dass Anzeigen und Genehmigungen nicht erforderlich sind, wenn sie 
bereits in einem anderen Land erfolgt sind. In diesem Fall erfolgt auch keine Eintragung in 
die nach Abs. 4 und 5 geführten Verzeichnisse. 
 
Nach Art. 6 der Dienstleistungsrichtlinie ist sicher zu stellen, dass vor der Dienstleistungs-
erbringung gegebenenfalls erforderliche Anzeige- oder Genehmigungsverfahren über einen 
einheitlichen Ansprechpartner abgewickelt werden können. Der einheitliche Ansprechpartner 
ist nicht selbst die genehmigende Stelle sondern vermittelt den Kontakt zu den zuständigen 
Stellen. Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens soll in § 71 a des (Landes-)Verwaltungs-
verfahrensgesetzes erfolgen, auf den in Satz 2 verwiesen wird. 
 
 
3. Zu § 66 Abs. 2 
 
Die Änderung des Satzes 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass infolge der Umstellung der 
Studiengänge der akademische Grad „Ingenieur“ zukünftig nicht mehr verliehen wird und 
nicht vorhersehbar ist, dass bzw. welche einheitlichen Voraussetzungen für die Führung die-
ser Berufsbezeichnung in den Ländern zu erfüllen sind. 
 
Die Erstellung und Einreichung von Standsicherheits- und Brandschutznachweisen, die kei-
ner bauaufsichtlichen Prüfung oder Bescheinigungspflicht unterliegen, ist eine besondere 
Dienstleistung, für die die Bestimmungen der Dienstleistungsrichtlinie gelten. Wie bei der 
Bauvorlageberechtigung sind Regelungen für Personen zu schaffen, die zur Erbringung ei-
ner vergleichbaren Dienstleistung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat 
rechtmäßig niedergelassen sind. Dabei ist ebenfalls zu unterscheiden zwischen Personen, 
die in dem Mitgliedsstaat mindestens vergleichbare Anforderungen erfüllen mussten und 
Personen, die die Erfüllung geringerer Anforderungen nachweisen mussten, tatsächlich aber 
die Anforderungen des § 66 Abs. 2 erfüllen. Für diese Personengruppen werden wegen des 
vergleichbaren Sachverhalts die entsprechenden Regelungen des § 65 mit der Maßgabe für 
anwendbar erklärt, dass die erforderlichen Anzeigen und Anträge nicht bei der Ingenieur-
kammer sondern der nach Abs. 2 Satz 1 oder Satz 3 zuständigen Stelle einzureichen sind. 
 
 
4. Zu § 87 
 
Die Änderung ist erforderlich, weil nach der Neuregelung in § 25 zukünftig nur noch (selb-
ständige) natürliche und juristische Personen als PÜZ-Stellen anerkannt werden. Im Falle 
der Stellen, die nach bisherigem Recht als rechtlich nicht selbständige Einheiten, z.B. als 
Labor einer Universität, anerkannt worden sind, sollen künftig deren Rechtsträger in den An-
erkennungsbescheid aufgenommen werden, wobei auch weiterhin lediglich die betreffende 
Einheit des Rechtsträgers berechtigt ist, praktisch die PÜZ-Tätigkeiten auszuüben. Für die 
nicht selbständigen Stellen ist durch eine Übergangsregelung zu regeln, dass deren Aner-



kennung nach bisherigem Recht am 31.12.2012 endet. Dadurch soll bewirkt werden, dass 
die Anerkennungsbescheide innerhalb einer bestimmten Frist umgestellt werden. Dafür be-
darf es eines Antrags seitens der Stelle. Alle Stellen sollen daher entsprechend informiert 
werden. Werden die Anträge nicht gestellt, gelten die Anerkennungen lediglich noch bis zu 
dem in der Übergangsregelung genannten Zeitpunkt. Die Übergangsregelung ermöglicht 
eine Umstellung innerhalb von drei Jahren ab dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung. 
Ausgehend davon, dass die RL 2006/123/EG bis Ende 2009 umgesetzt sein muss, wird als 
Datum, bis zu dem die Umstellung erfolgen muss, der 31.12.2012 bestimmt. 
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Fassung zur Anpassung an die Dienstleistungsrichtlinie 

 
§ 25 

Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen 
§ 25 

Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen 
  
(1) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine Person, Stelle 

oder Überwachungsgemeinschaft als 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher 

Prüfzeugnisse (§ 19 Abs. 2), 
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestäti-

gung der Übereinstimmung (§ 23 Abs. 2), 
3. Zertifizierungsstelle (§ 24 Abs. 1), 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 24 Abs. 

2), 
5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 17 Abs. 6 

oder 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17 Abs. 5 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten nach ihrer 
Ausbildung, Fachkenntnis, persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer 
Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewähr dafür bieten, 
dass diese Aufgaben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie über die 
erforderlichen Vorrichtungen verfügen. 2Satz 1 ist entsprechend 
auf Behörden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigne-
ten Fachkräften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen 
ausgestattet sind. 

(1) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine natürliche oder 
juristische Person als 
7. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher 

Prüfzeugnisse (§ 19 Abs. 2), 
8. Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten vor Bestä-

tigung der Übereinstimmung (§ 23 Abs. 2), 
9. Zertifizierungsstelle (§ 24 Abs. 1), 
10. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 24 Abs. 

2), 
11. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 17 Abs. 6 

oder 
12. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17 Abs. 5 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten nach ihrer 
Ausbildung, Fachkenntnis, persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer 
Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewähr dafür bieten, 
dass diese Aufgaben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie über die 
erforderlichen Vorrichtungen verfügen. 2Satz 1 ist entsprechend 
auf Behörden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigne-
ten Fachkräften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen 
ausgestattet sind. 

  
(2) 1Die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und 
Überwachungsstellen anderer Länder gilt auch im Land ..... . 
2Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsergebnisse von Stel-
len, die nach Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie von 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften 
oder von einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum anerkannt worden sind, 
stehen den Ergebnissen der in Absatz 1 genannten Stellen 
gleich. 3Dies gilt auch für Prüf-, Zertifizierungs- und Überwa-
chungsergebnisse von Stellen anderer Staaten, wenn sie in 
einem Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie entsprechen-
den Verfahren anerkannt worden sind. 

(2) 1Die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und Überwa-
chungsstellen anderer Länder gilt auch im Land ..... . 2Prüf-, 
Zertifizierungs- und Überwachungsergebnisse von Stellen, die 
nach Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie von einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder 
von einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum anerkannt worden sind, stehen 
den Ergebnissen der in Absatz 1 genannten Stellen gleich. 3Dies 
gilt auch für Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsergebnisse 
von Stellen anderer Staaten, wenn sie in einem Artikel 16 Abs. 2 
der Bauproduktenrichtlinie entsprechenden Verfahren anerkannt 
worden sind. 

  
(3) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde erkennt auf Antrag 
eine Person, Stelle, Überwachungsgemeinschaft oder Behörde 
als Stelle nach Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie an, 
wenn in dem in Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie 
vorgesehenen Verfahren nachgewiesen ist, dass die Person, 
Stelle, Überwachungsgemeinschaft oder Behörde die Vorausset-
zungen erfüllt, nach den Vorschriften eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Gemeinschaften oder eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum zu prüfen, zu zertifizieren oder zu überwachen. 
2Dies gilt auch für die Anerkennung von Personen, Stellen, 
Überwachungsgemeinschaften oder Behörden, die nach den 
Vorschriften eines anderen Staates zu prüfen, zu zertifizieren 
oder zu überwachen beabsichtigen, wenn der erforderliche 
Nachweis in einem Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie 
entsprechenden Verfahren geführt wird. 

(3) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde erkennt auf Antrag eine 
natürliche oder juristische Person oder eine Behörde als Stelle 
nach Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie an, wenn in 
dem in Artikel 16 Abs. 2 der Bauproduktenrichtlinie vorgesehe-
nen Verfahren nachgewiesen ist, dass die natürliche oder juristi-
sche Person oder die Behörde die Voraussetzungen erfüllt, nach 
den Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Gemeinschaften oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zu prüfen, zu 
zertifizieren oder zu überwachen. 2Dies gilt auch für die Aner-
kennung von natürlichen oder juristischen Personen oder von 
Behörden, die nach den Vorschriften eines anderen Staates zu 
prüfen, zu zertifizieren oder zu überwachen beabsichtigen, wenn 
der erforderliche Nachweis in einem Artikel 16 Abs. 2 der Bau-
produktenrichtlinie entsprechenden Verfahren geführt wird. 



 
 

§ 65 
Bauvorlageberechtigung 

 
§ 65 

Bauvorlageberechtigung 
  
(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und 
Änderung von Gebäuden müssen von einem Entwurfsverfasser 
unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist. 
 

(1) 1Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und 
Änderung von Gebäuden müssen von einem Entwurfsverfasser 
unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist. 2Dies gilt nicht 
für 
1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer 

Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und 
2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben. 

  
(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer (2) Bauvorlageberechtigt ist, wer  
1. die Berufsbezeichnung „Architekt“ führen darf, 1. die Berufsbezeichnung „Architekt“ führen darf, 
2. in die von der Ingenieurkammer … geführte Liste der Bauvor-

lageberechtigten eingetragen ist,  
 

2. in die von der Ingenieurkammer*) geführte Liste der Bauvor-
lageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Län-
der gelten auch im Land …*), 

3. die Berufsbezeichnung „Innenarchitekt“ führen darf, für die 
mit der Berufsaufgabe des Innenarchitekten verbundenen 
baulichen Änderungen von Gebäuden, oder 

3. die Berufsbezeichnung „Innenarchitekt“ führen darf, für die 
mit der Berufsaufgabe des Innenarchitekten verbundenen 
baulichen Änderungen von Gebäuden oder 

4. die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ in den Fachrichtungen 
Architektur, Hochbau oder Bauingenieurwesen führen darf, 
mindestens zwei Jahre als Ingenieur tätig war und Bedienste-
ter einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist, für 
die dienstliche Tätigkeit. 

 

4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines 
Studiums der Fachrichtung Architektur, Hochbau, oder des 
Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens zwei 
Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäuden 
praktisch tätig gewesen ist und Bediensteter einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts ist, für die dienstliche Tätig-
keit. 

  
(3) Die Beschränkungen des Absatzes 2 gelten nicht für 
1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer 

Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und 
2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben. 

vgl. Absatz 1 Satz 2 

  
(4) 1In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf Antrag von 
der Ingenieurkammer einzutragen, wer aufgrund einer Ausbil-
dung im Bauingenieurwesen die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ 
führen darf und mindestens zwei Jahre als Bauingenieur tätig 
gewesen ist. 2Die Anforderungen nach Satz 1 braucht ein An-
tragsteller nicht nachzuweisen, wenn er bereits in einem anderen 
Land in eine entsprechende Liste eingetragen ist und für die 
Eintragung mindestens diese Anforderungen zu erfüllen hatte. 

(3) 1In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf Antrag von 
der Ingenieurkammer*) einzutragen, wer  
1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines 

Studiums der Fachrichtung Hochbau (Art. 49 Abs. 1 der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. L 255 vom 30.09.2005, S. 22) 
oder des Bauingenieurwesens nachweist und 

2.  danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Ent-
wurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist. 

2Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen 
beizufügen. 3Die Ingenieurkammer*) bestätigt unverzüglich den 
Eingang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, welche 
Unterlagen fehlen. 4Die Eingangsbestätigung muss folgende 
Angaben enthalten: 
1. die in Satz 5 genannte Frist, 
2. die verfügbaren Rechtsbehelfe, 
3. die Erklärung, dass der Antrag als genehmigt gilt, wenn 

über ihn nicht rechtzeitig entschieden wird und 
4.  im Fall der Nachforderung von Unterlagen die Mitteilung, 

dass die Frist nach Satz 5 erst beginnt, wenn die Unterlagen 
vollständig sind. 

5Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Vorlage 
der vollständigen Unterlagen zu entscheiden; die Ingenieurkam-
mer*) kann die Frist gegenüber dem Antragsteller einmal um bis 
zu zwei Monate verlängern. 6Die Fristverlängerung und deren 
Ende sind ausreichend zu begründen und dem Antragsteller vor 
Ablauf der ursprünglichen Frist mitzuteilen. 7Der Antrag gilt als 



genehmigt, wenn über ihn nicht innerhalb der nach Satz 5 maß-
geblichen Frist entschieden worden ist.  

  
 (4) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften gleichgestellten Staat als Bauvorlageberechtigte 
niedergelassen sind, sind ohne Eintragung in die Liste nach 
Absatz 2 Nr. 2 bauvorlageberechtigt, wenn sie 
1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und  
2. dafür dem Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 vergleichbare Anfor-

derungen erfüllen mussten.  
2Sie haben das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlageberechtig-
ter vorher der Ingenieurkammer*) anzuzeigen und dabei  
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem Mitgliedstaat 

der Europäischen Union oder einem nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat rechtmä-
ßig als Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind und ihnen 
die Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage 
der Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, unter-
sagt ist, und  

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer Niederlas-
sung für die Tätigkeit als Bauvorlageberechtigter mindestens 
die Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 er-
füllen mussten, 

vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu führen. 3Die Ingeni-
eurkammer *) hat auf Antrag zu bestätigen, dass die Anzeige 
nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das Tätigwerden als Bauvorla-
geberechtigter untersagen und die Eintragung in dem Verzeich-
nis nach Satz 2 löschen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 
1 nicht erfüllt sind. 

  
 (5)  1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften gleichgestellten Staat als Bauvorlageberechtigte 
niedergelassen sind, ohne im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 2 
vergleichbar zu sein, sind bauvorlageberechtigt, wenn ihnen die 
Ingenieurkammer*) bescheinigt hat, dass sie die Anforderungen 
des Absatzes 2 Nr. 2a und b erfüllen; sie sind in einem Verzeich-
nis zu führen. 2Die Bescheinigung wird auf Antrag erteilt. 3Absatz 
3 Satz 2 bis 7 ist entsprechend anzuwenden. 

  
 (6)  1Anzeigen und Bescheinigungen nach den Absätzen 4 und 5 

sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem anderen Land eine 
Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt wurde; eine 
weitere Eintragung in die von der Ingenieurkammer*) geführten 
Verzeichnisse erfolgt nicht. 2Verfahren nach den Absätzen 3 bis 
5 können über die einheitliche Stelle im Sinne des § 71 a …*) 
(Landes-VwVfG) abgewickelt werden. 

  
 ------------------------------------------------------- 

…*) nach Landesrecht 
 
 

 
§ 66 

Bautechnische Nachweise 
 

 
§ 66 

Bautechnische Nachweise 
 

  
(1) 1Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, 
den Brand-, Schall-, Wärme- und Erschütterungsschutz ist nach 
näherer Maßgabe der Verordnung aufgrund § 85 Abs. 3 nachzu-
weisen (bautechnische Nachweise); dies gilt nicht für verfahrens-

(1) 1Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, 
den Brand-, Schall-, Wärme- und Erschütterungsschutz ist nach 
näherer Maßgabe der Verordnung aufgrund § 85 Abs. 3 nachzu-
weisen (bautechnische Nachweise); dies gilt nicht für verfahrens-



freie Bauvorhaben, einschließlich der Beseitigung von Anlagen, 
soweit nicht in diesem Gesetz oder in der Rechtsverordnung 
aufgrund § 85 Abs. 3 anderes bestimmt ist. 2Die Bauvorlagebe-
rechtigung nach § 65 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 4 schließt die Berech-
tigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise ein, soweit 
nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist. 

freie Bauvorhaben, einschließlich der Beseitigung von Anlagen, 
soweit nicht in diesem Gesetz oder in der Rechtsverordnung 
aufgrund § 85 Abs. 3 anderes bestimmt ist. 2Die Bauvorlagebe-
rechtigung nach § 65 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 4 schließt die Berech-
tigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise ein, soweit 
nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist. 

  
(2) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, 
muss der Standsicherheitsnachweis von einem Bauingenieur 
oder einem Architekten mit einer mindestens dreijährigen Be-
rufserfahrung in der Tragwerksplanung erstellt sein, der in einer 
von … zu führenden Liste eingetragen ist. 2Auch bei anderen 
Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnachweis von einem 
Tragwerksplaner nach Satz 1 erstellt werden.  
 
 
 
3Bei Bauvorhaben der Gebäudeklasse 4, ausgenommen Son-
derbauten sowie Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verord-
nung nach § 85 Abs. 1 Nr. 3, muss der Brandschutznachweis 
erstellt sein von 
1. einem für das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, der die 

erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen 
hat, 

2. einem [Prüfingenieur/Prüfsachverständigen]2 für Brandschutz, 
der in einer von … zu führenden Liste eingetragen ist. 4Auch bei 
anderen Bauvorhaben darf der Brandschutznachweis von einem 
Brandschutzplaner nach Satz 3 erstellt werden. 
 

(2) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, 
muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person mit einem 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der 
Fachrichtung Architektur, Hochbau oder des Bauingenieurwe-
sens mit einer mindestens dreijährigen Berufserfahrung in der 
Tragwerksplanung erstellt sein, der unter Beachtung des § 65 
Abs. 3 Satz 2 bis 7 in einer von …*) zu führenden Liste eingetra-
gen ist; Eintragungen anderer Länder gelten auch im Land …*). 
2Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnach-
weis von einem Tragwerksplaner nach Satz 1 erstellt werden.  
3Bei Bauvorhaben der Gebäudeklasse 4, ausgenommen Son-
derbauten sowie Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verord-
nung nach § 85 Abs. 1 Nr. 3, muss der Brandschutznachweis 
erstellt sein von 
1. einem für das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, der die 

erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen 
hat, 

2. einem [Prüfingenieur/Prüfsachverständigen]*) für Brand-
schutz, 

der unter Beachtung des § 65 Abs. 3 Satz 2 bis 7 in einer von 
…*) zu führenden Liste eingetragen ist; Eintragungen anderer 
Länder gelten auch im Land …*).  
4Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Brandschutznachweis 
von einem Brandschutzplaner nach Satz 3 erstellt werden. 5Für 

Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften gleichgestellten Staat zur Erstellung von Standsi-
cherheits- oder Brandschutznachweisen niedergelassen sind, gilt 
§ 65 Abs. 4 bis 6 mit der Maßgabe entsprechend, dass die An-
zeige bzw. der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung bei der 
nach Satz 1 oder Satz 3 zuständigen Stelle einzureichen ist. 

  
(3) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, 
2. wenn dies nach Maßgabe eines in der Rechtsverordnung 

nach § 85 Abs. 3 geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, 
bei 
a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
b)  Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen, 
c)  sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, 

mit einer Höhe von mehr als 10 m 
muss der Standsicherheitsnachweis [bauaufsichtlich ge-
prüft/durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt]3 sein; das 
gilt nicht für Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2. 2Bei 
1. Sonderbauten, 
2.  Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung nach § 85 

Abs. 1 Nr. 3, 
3. Gebäuden der Gebäudeklasse 5, 
muss der Brandschutznachweis [bauaufsichtlich geprüft/durch 
einen Prüfsachverständigen bescheinigt]4 sein. 

(3) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, 
2. wenn dies nach Maßgabe eines in der Rechtsverordnung 

nach § 85 Abs. 3 geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, 
bei 
a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
b)  Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen, 
c)  sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, 

mit einer Höhe von mehr als 10 m 
muss der Standsicherheitsnachweis [bauaufsichtlich ge-
prüft/durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt]5 sein; das 
gilt nicht für Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2. 2Bei 
1. Sonderbauten, 
2.  Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung nach § 85 

Abs. 1 Nr. 3, 
3. Gebäuden der Gebäudeklasse 5, 
muss der Brandschutznachweis [bauaufsichtlich geprüft/durch 
einen Prüfsachverständigen bescheinigt]6 sein. 

                                                 
2 Nach Landesrecht. 
3 Nach Landesrecht. 



  
(4) 1Außer in den Fällen des Absatzes 3 werden bautechnische 
Nachweise nicht geprüft; § 67 bleibt unberührt. [2Werden bau-
technische Nachweise durch einen Prüfsachverständigen be-
scheinigt, werden die entsprechenden Anforderungen auch in 
den Fällen des § 67 nicht geprüft.]7 3Einer [bauaufsichtlichen 
Prüfung/Bescheinigung durch einen Prüfsachverständigen]8 
bedarf es ferner nicht, soweit für das Bauvorhaben Standsicher-
heitsnachweise vorliegen, die von einem Prüfamt für Standsi-
cherheit allgemein geprüft sind (Typenprüfung); Typenprüfungen 
anderer Länder gelten auch im Land … . 

(4) 1Außer in den Fällen des Absatzes 3 werden bautechnische 
Nachweise nicht geprüft; § 67 bleibt unberührt. [2Werden bau-
technische Nachweise durch einen Prüfsachverständigen be-
scheinigt, werden die entsprechenden Anforderungen auch in 
den Fällen des § 67 nicht geprüft.]9 3Einer [bauaufsichtlichen 
Prüfung/Bescheinigung durch einen Prüfsachverständigen]10 
bedarf es ferner nicht, soweit für das Bauvorhaben Standsicher-
heitsnachweise vorliegen, die von einem Prüfamt für Standsi-
cherheit allgemein geprüft sind (Typenprüfung); Typenprüfungen 
anderer Länder gelten auch im Land … . 
 

 
§ 87 

In-Kraft-Treten, 
Übergangsvorschrift zu § 20 Abs. 1 BauNVO 

 
§ 87 

Inkrafttreten, 
Übergangsvorschriften 

  
(1) 1Dieses Gesetz tritt am … in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 
treten die Vorschriften über die Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(1) 1Dieses Gesetz tritt am … in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 
treten die Vorschriften über die Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

  
(2) Solange § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestimmung des 
Vollgeschosses auf Landesrecht verweist, gilt insoweit § 2 Abs. 4 
dieses Gesetzes in seiner bisherigen Fassung fort. 2In Wohnge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 gelten Geschosse, die über 
mindestens 2/3 ihrer Grundfläche eine für Aufenthaltsräume in 
solchen Gebäuden erforderliche lichte Höhe haben, als Vollge-
schosse. 

(2) Solange § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestimmung des 
Vollgeschosses auf Landesrecht verweist, gilt insoweit § 2 Abs. 4 
dieses Gesetzes in seiner bisherigen Fassung fort. 2In Wohnge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 gelten Geschosse, die über 
mindestens 2/3 ihrer Grundfläche eine für Aufenthaltsräume in 
solchen Gebäuden erforderliche lichte Höhe haben, als Vollge-
schosse. 

  
 (3) Anerkennungen von Stellen als Prüf-, Überwachungs- und 

Zertifizierungsstellen nach bisherigem Recht gelten bis zum 
31.12.2012. 

 ------------------------------------------------------- 
…*) nach Landesrecht 

 

                                                                                                                                                      
4 Nach Landesrecht. 
5 Nach Landesrecht. 
6 Nach Landesrecht. 
7 Nach Landesrecht. 
8 Nach Landesrecht. 
9 Nach Landesrecht. 
10 Nach Landesrecht. 


